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[6] 3. Die Revision beanstandet zu Recht, dass dem Angekl. nach
der Er�rterung der Sach- und Rechtslage nicht erneut das letzte
Wort erteilt wurde. Insoweit gilt:

[7] Gem. § 258 Abs. 2 Hs. 2 StPO geb�hrt dem Angekl.
nach dem Schluss der Beweisaufnahme und den Schlussvor-
tr�gen das letzte Wort. Tritt das Gericht danach erneut in die
Beweisaufnahme ein, ist dem Angekl. wiederum das letzte
Wort zu erteilen. Denn mit dem Wiedereintritt in die Ver-
handlung haben die fr�heren Ausf�hrungen des Angekl. ihre
Bedeutung als abschließende �ußerungen i.S.d. § 258 Abs. 2
Hs. 2 StPO verloren (BGH, Urt. v. 13.05.1993 – 4 StR
169/93, NStZ 1993, 551 m.w.N. [= StV 1994, 63]).

[8] Der Wiedereintritt in die Verhandlung muss nicht f�rm-
lich, sondern kann auch konkludent durch Vornahme einer
Prozesshandlung geschehen (BGH, Urt. v. 27.02.2004 – 2
StR 146/03, NStZ 2004, 505 [507]). Ob von einem Wie-
dereintritt in die Verhandlung auszugehen ist, ist anhand der
konkreten Umst�nde des Einzelfalls zu bestimmen (BGH,
Beschl. v. 04.02.2010 – 1 StR 3/10, NStZ-RR 2010, 152
[= StV 2010, 227]). Maßgeblich ist, ob es sich um einen
Verfahrensvorgang handelt, der f�r die Sachentscheidung
des Tatgerichts von Bedeutung sein kann (BGH, Beschl. v.
04.02.2010, a.a.O.). Das ist bspw. nicht der Fall bei einer
bloßen Entgegennahme von Hilfsbeweisantr�gen (BGH,
Urt. v. 27.02.2004 - 2 StR 146/03, BGHR StPO § 258
Abs. 3 Wiedereintritt 14), bei einer Ersetzung eines Pflicht-
verteidigers (BGH, Beschl. v. 17.09.1981 – 4 StR 496/81,
juris Rn. 11 [= StV 1982, 4]) oder bei der Kundgabe eines
Negativattests i.S.d. § 273 Abs. 1a S. 3 StPO. Ein Verfah-
rensvorgang, der Einfluss auf die Sachentscheidung haben
kann, ist demgegen�ber jede Prozesshandlung, die ihrer Na-
tur nach in den Bereich der Beweisaufnahme f�llt sowie jede
Handlung, in der sich der Wille des Gerichts zum Weiterver-
handeln in der Sache zeigt (BGH, Beschl. v. 09.06.2015 –
1 StR 198/15, BGHR StPO § 258 Abs. 3 Wiedereintritt
19). Das ist insbes. der Fall, wenn der Wille des Gerichts
zum Ausdruck kommt, im Zusammenwirken mit den Pro-
zessbeteiligten in der Beweisaufnahme fortzufahren oder
wenn Antr�ge er�rtert werden (BGH, Beschl. v. 04.02.2010
– a.a.O., m.w.N.).

[9] Gleichermaßen verh�lt es sich, falls – wie hier – »die
Sach- und Rechtslage er�rtert« wird (so bereits BGH, Beschl.
v. 17.07.2012 – 5 StR 253/12, NStZ 2012, 587). Wenn-
gleich eine »Er�rterung« der Sach- und Rechtslage nicht not-
wendigerweise die M�glichkeit einer Verst�ndigung (§ 257c
StPO) zum Gegenstand haben muss, so versteht es sich doch
von selbst, dass sich die Er�rterung »der Sach- und Rechtsla-
ge« auf Fragen bezieht, die f�r die Sachentscheidung bedeut-
sam sind. Die in der Hauptverhandlung relevante Sach- und
Rechtslage wird durch den Anklagevorwurf und die dadurch
aufgeworfenen Fragen bestimmt, insbes. diejenigen, die den
Schuld- und Strafausspruch betreffen.

[10] Danach war das Gericht hier durch die Er�rterung der
Sach- und Rechtslage mit den Verfahrensbeteiligten wieder
in die Verhandlung eingetreten, so dass dem Angekl. an-
schließend erneut das letzte Wort h�tte erteilt werden m�s-
sen.

[11] 4. Auf diesem Verfahrensfehler beruht das Urt. Es kann nicht
ausgeschlossen werden, dass der Angekl., der die Anklagevorw�rfe

in Abrede gestellt hatte, nunmehr Angaben gemacht h�tte, die sich
zu seinen Gunsten ausgewirkt h�tten.

[12] 5. Die Sache bedarf bereits deshalb insgesamt neuer Verhand-
lung und Entscheidung. Es kommt mithin nicht darauf an, dass
auch die R�ge der Verletzung von § 265 Abs. 1, Abs. 2 StPO
durchgedrungen w�re und zur Aufhebung des Rechtsfolgenaus-
spruchs gef�hrt h�tte. Insoweit beanstandet die Revision zu Recht,
dass das LG die Unterbringung des Angekl. in der Sicherungsver-
wahrung angeordnet hat, ohne zuvor einen entsprechenden Hin-
weis erteilt zu haben (vgl. dazu BGH, Beschl. v. 11.11.1993 – 4
StR 584/93, BGHR StPO § 265 Abs. 2 Hinweispflicht 6 [= StV
1994, 232]; v. 16.06.2004 – 1 StR 166/04, NStZ-RR 2004, 297
[= StV 2004, 580]; v. 02.09.2009 – 5 StR 311/09, BGHR StPO
§ 265 Abs. 2 Hinweispflicht 10 [= StV 2010, 178]). [...]

Abweichen des Gerichts von
Sachverst�ndigengutachten

StPO §§ 261, 267

Kommt das Tatgericht zu einem anderen Ergebnis als der
Sachverst�ndige, so muss es sich konkret mit dessen Aus-
f�hrungen auseinander setzen, um zu belegen, dass es
�ber das bessere Fachwissen verf�gt. Es muss insbeson-
dere auch dessen Stellungnahme zu den Gesichtspunkten
wiedergeben, auf die es seine abweichende Auffassung
st�tzt und unter Auseinandersetzung mit diesen seine
Gegenansicht begr�nden, damit dem Revisionsgericht
eine Nachpr�fung m�glich ist.

BGH, Beschl. v. 10.04.2019 – 2 StR 338/18 (LG Rostock)

Aus den Gr�nden: [1] Das LG hat den Angekl. wegen schweren
sexuellen Missbrauchs von Kindern in Tateinheit mit sexuellem Miss-
brauch von Schutzbefohlenen in zwei F�llen und wegen sexuellen
Missbrauchs von Kindern in Tateinheit mit sexuellem Missbrauch
von Schutzbefohlenen in drei F�llen zu einer Gesamtfreiheitsstrafe
von 6 J. verurteilt. Seine auf die Verletzung formellen und materiellen
Rechts gest�tzte Revision hat mit der Sachr�ge Erfolg, ohne dass es
damit auf die erhobenen Verfahrensr�gen ankommt.

[2] I. Nach den Feststellungen des LG lebte der Angekl. von 2011
bis 2014 mit seiner damaligen Verlobten und deren zwei Kindern
aus einer vorangegangenen Beziehung in einem Haushalt zusam-
men. In der Zeit zwischen Mitte 2013 und dem 09.01.2014 kam
es zu f�nf sexuellen �bergriffen des Angekl. an der zehnj�hrigen
Nebenkl., der Tochter seiner Lebensgef�hrtin, der gg�. der Angekl.
auch Erziehungsfunktion wahrnahm.

[3] Der Angekl. hat die Taten bestritten. Das LG hat sich die �ber-
zeugung von der T�terschaft des Angekl. vor allem auf Grund der
Angaben der Nebenkl. verschafft. Die Glaubhaftigkeit ihrer Aussa-
ge werde durch eine Tagebucheintragung v. 26.01.2014 und einen
Brief an ihre Großmutter aus dem Jahre 2016 gest�tzt.

[4] II. 1. Die Beweisw�rdigung der StrK, auf der die �ber-
zeugung von der T�terschaft des Angekl. beruht, h�lt einer
rechtlichen Nachpr�fung nicht stand.

[5] a) Die Beweisw�rdigung ist Sache des Tatgerichts (§ 261
StPO). Es obliegt allein ihm, sich unter dem umfassenden
Eindruck der Hauptverhandlung ein Urt. �ber die Schuld
oder Unschuld des Angekl. zu bilden. Seine Schlussfolgerun-
gen brauchen nicht zwingend zu sein; es gen�gt, dass sie
m�glich sind. Der Beurteilung durch das Revisionsgericht
unterliegt nur, ob dem Tatgericht Rechtsfehler unterlaufen
sind. Dies ist der Fall, wenn die Beweisw�rdigung wider-
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spr�chlich, unklar oder l�ckenhaft ist, wenn sie gegen Denk-
gesetze oder gesicherte Erfahrungss�tze verst�ßt (st. Rspr.;
vgl. etwa BGH, Urt. v. 11.11.2015 – 1 StR 235/15, NStZ-
RR 2016, 47 [48]).

[6] b) Gemessen daran erweist sich die Beweisw�rdigung des
LG als rechtsfehlerhaft. Sie weist L�cken auf.

[7] aa) Das LG hat es vers�umt, nachvollziehbar darzulegen,
warum es der Sachverst�ndigen T., die in ihrem m�ndlichen
Gutachten in der Hauptverhandlung – abweichend von
ihrem schriftlichen Gutachten – nicht mehr von der Erleb-
nisbasiertheit der Angaben der Nebenkl. ausgegangen ist,
nicht gefolgt ist.

[8] (1) Zwar ist das Tatgericht nicht gehalten, einem Sach-
verst�ndigen zu folgen. Kommt es aber zu einem anderen
Ergebnis, so muss es sich konkret mit den Ausf�hrungen
des Sachverst�ndigen auseinander setzen, um zu belegen,
dass es �ber das bessere Fachwissen verf�gt. Es muss insbes.
auch dessen Stellungnahme zu den Gesichtspunkten wieder-
geben, auf die es seine abweichende Auffassung st�tzt und
unter Auseinandersetzung mit diesen seine Gegenansicht be-
gr�nden, damit dem Revisionsgericht eine Nachpr�fung
m�glich ist (vgl. BGH, Urt. v. 11.01.2017 – 2 StR 323/16,
NStZ-RR 2017, 222 [= StV 2018, 789 [Ls]]; v. 14.09.2017 –
4 StR 45/17, juris Rn. 10 m.w.N.).

[9] (2) Diesen Anforderungen wird das angefochtene Urt.
nicht gerecht. Das LG teilt zwar mit, dass die Sachverst�ndige
in ihrem schriftlichen Gutachten zun�chst von der Glaubhaf-
tigkeit der Angaben der Nebenkl. ausgegangen sei und dass
sie ihre Meinung in der Hauptverhandlung ge�ndert habe.
Auch legt es noch dar, dass sich die Sachverst�ndige im Hin-
blick auf das N�heverh�ltnis zwischen Mutter und Tochter
und die erst im Rahmen der Hauptverhandlung erkennbar
gewordene Intensit�t, mit der die Nebenkl. in die Beziehung
ihrer Mutter zu dem Angekl. einbezogen gewesen sei, zu ei-
ner �berpr�fung der im schriftlichen Gutachten angestellten
Hypothesen veranlasst gesehen habe. Dabei erl�utert das LG
weiter, dass es nach Ansicht der Gutachterin zu einer »Art
Rollenumkehr« zwischen Mutter und Tochter gekommen
sein k�nne und die Nebenkl. m�glicherweise das Gef�hl ge-
habt habe, die Mutter zu besch�tzen. In diesem Zusammen-
hang k�nnten die von ihr geschilderten »Kuschelsituatio-
nen«, die jew. Ausgangspunkt der sexuellen �bergriffe durch
den Angekl. gewesen sein sollen, in sexuelle Handlungen
umgedeutet worden sein (sog. Umdeutungshypothese), wo-
f�r die wenig detailreichen Angaben der Nebenkl., die alles
nur angerissen h�tte, ein Beleg seien. Schließlich teilt die StrK
noch mit, warum sie sich der Einsch�tzung der Sachverst�n-
digen nicht anschließt, indem sie sich vor allem darauf be-
ruft, dass die Angaben der Nebenkl. durch die Tagebuchein-
tragung und den Brief an die Großmutter gest�tzt w�rden
und sich deshalb der R�ckschluss auf eine Falschbelastung als
nicht tragf�hig erweise, zumal der Gutachterin schon bei Er-
stellung des vorl�ufigen Gutachtens bekannt gewesen sei,
dass die Nebenkl. Zeugin von Gewaltt�tigkeiten des Angekl.
gg�. der Mutter gewesen sei und daraufhin zu ihrem Schutz
die Polizei gerufen habe.

[10] Diese Ausf�hrungen in den Urteilsgr�nden versetzen
den Senat zum einen nicht hinreichend in die Lage, das Ab-
weichen der StrK vom m�ndlichen Gutachten der Sachver-

st�ndigen nachzuvollziehen. Denn das LG vers�umt es, das
schriftliche Gutachten, dem sich das LG der Sache nach an-
schließt, in den f�r den zugrunde liegenden Fall maßgebli-
chen Punkten darzulegen. Die StrK beschr�nkt sich insoweit
darauf, schlagwortartig ohne n�here Erl�uterung darzutun,
dass die Sachverst�ndige unter Heranziehung verschiedener
Hypothesen (Nullhypothese, Phantasiehypothese, Wahrneh-
mungs�bertragungshypothese, Personen�bertragungshypo-
these) zur Annahme einer erlebnisbasierten Aussage der
Nebenkl. gekommen sei. Sie teilt aber nicht mit, ob die Um-
deutungshypothese, die in der Hauptverhandlung f�r die
Gutachterin Anlass war, von ihrem schriftlichen Gutachten
abzuweichen, dort schon er�rtert worden ist und ob dabei
ggf. das »N�heverh�ltnis zwischen Mutter und Tochter« Be-
r�cksichtigung gefunden hat. Aufgrund dessen l�sst sich
weder nachvollziehen, ob die Gutachterin mit ihren Hinwei-
sen auf die in der Hauptverhandlung deutlich gewordene In-
tensit�t der Mutter-Tochter-Beziehung einen tragf�higen
Anlass hatte, von ihrem schriftlichen Gutachten abzuwei-
chen, noch l�sst sich erkennen, ob das LG unter Berufung
auf das schriftliche Gutachten eine hinreichend sachkundige
Einsch�tzung hatte, auf die es die Annahme einer erlebnisba-
sierten Aussage st�tzten konnte.

[11] bb) Die landgerichtliche Entscheidung ist zum anderen
auch deshalb l�ckenhaft, weil sie die Widerlegung der Um-
deutungshypothese auf die schriftliche Best�tigung von Tatge-
schehen im Tagebuch der Nebenkl. und in einem Brief an ihre
Großmutter gest�tzt hat [...], ohne sich mit der Frage ausein-
ander zu setzen, ob nicht auch diese Schriftst�cke schon Aus-
druck einer vorangegangenen Umdeutung durch die Nebenkl.
sein k�nnten. Dazu h�tte Anlass bestanden, weil die erste An-
fertigung von Unterlagen am 26.01.2014 zeitlich gesehen
nach s�mtlichen Tatvorw�rfen und vor allem im unmittelba-
ren zeitlichen Zusammenhang mit dem Geschehen v.
09.01.2014 erfolgt ist, das nach �bergriffen auf die Mutter
der Nebenkl. zur Festnahme des Angekl. und im Weiteren
zur Beendigung seiner Beziehung mit dieser gef�hrt hat. Zu
Recht hat das LG zwar darauf hingewiesen, es sei »abwegig«,
dass diese Eintragung seinerzeit von der Nebenkl. geschrieben
worden sei, um den Angekl. zu einem sp�teren Zeitpunkt zu
belasten. Dies gilt um so mehr, als das Ermittlungsverfahren
gegen den Angekl. sp�ter nicht auf Veranlassung der Nebenkl.
in Gang gebracht worden ist und diese auch Anzeige gegen ihn
gar nicht erstatten wollte. Ohne Er�rterung bleibt aber, ob die
schriftlichen Aufzeichnungen nicht wom�glich Ausdruck ei-
ner von der Sachverst�ndigen angesprochenen »Umdeutung«
von Verhaltensweisen des Angekl. sein k�nnten, die den straf-
rechtlich erhobenen Vorwurf nicht tragen. Insoweit w�re das
LG i.�. auch gehalten gewesen zu erl�utern, welche Bedeu-
tung die Sachverst�ndige den schriftlichen Aufzeichnungen
beigemessen und welchen Einfluss dies auf ihre »Umdeutungs-
hypothese« gehabt hat. [...]

Beweisw�rdigung bei Teileinstellung
StPO §§ 261, 154 Abs. 2

Beruhen mehrere Tatvorw�rfe auf den belastenden An-
gaben eines Zeugen und stellt das Tatgericht das Verfah-
ren wegen eines Teils dieser Vorw�rfe nach § 154 Abs. 2
StPO ein, kann den Gr�nden f�r die Teileinstellung des
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